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Schriftliche Anfrage

des Abgeordneten Jiirgen Mistol BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
vom 21.08.2024

Sicherheitslage und Vorfall im ,,Menschen in Not“-Schutzhaus der Stadt
Regensburg

Das ,Menschen in Not“-Schutzhaus der Stadt Regensburg wurde im Juli 2020 im
Burgerstift St. Michael als Einrichtung zur Unterbringung und Betreuung von Kindern
und Jugendlichen, die vom Amt fir Jugend und Familie wegen Kindeswohlgefahrdung
aus ihren Familien genommen wurden, sowie von unbegleiteten minderjahrigen Ge-
flichteten gegriindet. Als oberste Aufsichtsbehdrde tber die Einrichtung fungiert die
Heimaufsicht bei der Regierung der Oberpfalz, die eine staatliche Behdrde des Frei-
staates darstellt. Die Entscheidung, dass ab dem 1. Januar 2024 tagsuber (von 05.00
bis 19.00 Uhr) in dem Schutzhaus kein Sicherheitsdienst mehr besteht, wurde laut
Presseberichten bzw. Stellungnahme der Stadt Regensburg von der Heimaufsicht ,,ge-
nehmigt®. Wegen fehlender Sicherheitsmallnahmen verschaffte sich 2024 ein Mann
tagsuber ungehindert Zutritt zu der Einrichtung und entflihrte ein Kind.

Die Staatsregierung wird gefragt:

11 Wann ist die Heimaufsicht bzw. Staatsregierung tber die Entfihrung
informiert worden? 3

1.2  Wie bewerten Heimaufsicht und Staatsregierung die Umstande der
Entfihrung? 3

1.3  Welche Konsequenzen ziehen Heimaufsicht und Staatsregierung aus
der Entfuhrung? 3

2.1 Hat die Heimaufsicht bzw. Staatsregierung das Sicherheitskonzept
bei seiner Einflihrung fir ausreichend befunden bzw. genehmigt? .5

2.2 Falls die Heimaufsicht das Sicherheitskonzept und spatere Anderun-
gen genehmigt hat, gab es dafiir Bedingungen und, wenn ja, wie lau-
ten diese? 5

3.1 Hat die Heimaufsicht bzw. Staatsregierung die Entscheidung, dass ab
1. Januar 2024 tagsuber kein Sicherheitsdienst mehr vor Ort ist, ge-
nehmigt? 6

3.2  War der Heimaufsicht bzw. Staatsregierung bekannt, dass die Stadt
Regensburg die Pforte der Einrichtung bisher nicht besetzt hat? .6
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4.2

4.3
5.1

5.2

5.3

Wie bewerten Heimaufsicht und Staatsregierung die aktuelle Sicher-
heitslage der Einrichtung (tagsiiber ohne Sicherheitsdienst und
Pforte)?

Ist die Einstellung eines Sicherheitsdienstes tagsuber fur den Zeitraum
von 05.00 bis 19.00 Uhr geplant und, falls ja, ab wann?

Ist die Besetzung der Pforte tagstber geplant und, falls ja, ab wann?

Stimmt es, dass die Stadt Regensburg fir die Beendigung der Be-
stellung eines Sicherheitsdienstes (tagsiiber) bzw. das Nichtbesetzen
der Pforte finanzielle Griinde angefiihrt hat?

Wie beurteilt die Heimaufsicht bzw. Staatsregierung, dass Presse-
berichten zufolge die Stadt Regensburg erst mit den Mitteln des Haus-
halts 2025 die Pforte tagsiiber besetzen méchte?

Ist nach Kenntnis der Heimaufsicht bzw. Staatsregierung die Stelle fir
eine Pfortnerin bzw. einen Pfértner als Ersatz fur den Wegfall des
Sicherheitsdienstes geplant gewesen oder ist die Stelle erst nach der
Entfihrung fir notwendig befunden worden?

Welche Sicherheitsvorkehrungen bzw. welches Sicherheitskonzept,
abseits der Besetzung des Eingangsbereichs durch einen Sicherheits-
dienst zwischen 19.00 und 05.00 Uhr, sind im Birgerstift St. Michael
vorhanden?

Was rat die Heimaufsicht bzw. Staatsregierung der Stadt Regensburg,
um sicherzustellen, dass mogliche weitere Entfihrungen verhindert
werden, sowohl bis zur Einstellung eines Sicherheitsdienstes (tags-
Uber) bzw. Besetzung der Pforte (tagstber) als auch danach?

Hinweise des Landtagsamts
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Antwort

des Staatsministeriums fir Familie, Arbeit und Soziales, soweit der jeweilige
Geschaftsbereich betroffen ist im Einvernehmen mit dem Staatsministerium
der Justiz und dem Staatsministerium des Innern, fir Sport und Integration
vom 13.09.2024

11  Wannist die Heimaufsicht bzw. Staatsregierung liber die Entfiihrung
informiert worden?

1.2 Wie bewerten Heimaufsicht und Staatsregierung die Umstande der
Entfiihrung?

1.3 Welche Konsequenzen ziehen Heimaufsicht und Staatsregierung aus
der Entfuihrung?

Die Fragen 1.1 bis 1.3 werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.

Soweit der Geschaftsbereich des Staatsministeriums fur Familie, Arbeit und Soziales
(StMAS) betroffen ist, ist nach Einbindung der Regierung der Oberpfalz als fiir die be-
treffende Einrichtung zustandige Heimaufsichtsbehtérde nach §§45ff Sozialgesetz-
buch (SGB) Achtes Buch (VIII) Folgendes mitzuteilen:

Im Gebaudekomplex Michlstift befinden sich verschiedene Institutionen aus dem so-
zialen Bereich. Die Regierung der Oberpfalz ist als Heimaufsichtsbehdrde fur drei im
Gebaudekomplex befindliche Einrichtungen in Tragerschaft der Stadt Regensburg
zustandig. Der Vorfall ereignete sich in der Einrichtung Kinderschutzhaus. Fur diese
Einrichtung besteht eine durch die Regierung der Oberpfalz als Heimaufsichtsbehdrde
erteilte Betriebserlaubnis.

Mit Vorfallsmeldung vom 26. April 2024 wurde die Regierung der Oberpfalz als Heim-
aufsichtsbehdrde seitens des Kinderschutzhauses informiert, dass am 19. April 2024
ein flinfjahriges Kind, das im Rahmen einer Inobhutnahme in der Einrichtung unter-
gebracht und versorgt worden sei, durch einen Mann, der sich als dessen Pflegevater
bezeichnet habe, ohne Einverstandnis der Betreuungskrafte mitgenommen worden
sei. Das Kind sei noch am selben Tag in Tschechien aufgegriffen worden, zunachst in
eine dortige Einrichtung verbracht worden und am nachsten Tag vom Stadtjugendamt
der Stadt Regensburg (folgend Jugendamt) in Tschechien abgeholt worden.

Im Nachgang wurde die Heimaufsichtsbehoérde durch die Stadt Regensburg tber die
weiteren Hintergriinde informiert. Das Kind sei zum Zeitpunkt der Inobhutnahme bei
dem Mann wohnhaft gewesen, dieser habe eine Pflegeerlaubnis nach §44 SGB VIII
innegehabt. Nachdem Straftaten zum Nachteil des Kindes durch den Mann im Raum
gestanden haben, sei das Kind durch die Stadt Regensburg in Obhut genommen worden.

Nach Auffassung der Heimaufsichtsbehérde hat die Einrichtung ihre Aufsichtspflicht
nicht verletzt. Das Kind sei nicht allein durch den Mann angetroffen worden, sondern
in Begleitung mehrerer Personen (Mitarbeiter des Jugendamts, Betreuer der Ein-
richtung sowie einer Dolmetscherin). Das Kind sei durch die gerade stattgefundene
Inobhutnahme in einer hochgradig emotional aufgewihlten Geflihlslage gewesen und
habe sich an die ihm bekannte Bezugsperson gewandt. Der Mann sei vermutlich mit
dem Gebdudekomplex vertraut gewesen, weil er im Vorfeld mehrfach Termine beim
Pflegekinderwesen im Haus gehabt habe. Die Mitarbeiter haben versucht, die Situa-
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tion verbal zu 16sen und das Kind vor Ort zu behalten. Nachdem dies nicht erfolgreich
gewesen sei, seien unverziglich die weiteren MalRnahmen, wie z.B. Einschalten der
Polizei, eingeleitet worden. Bei einem kdrperlichen Einschreiten hatte eine Eskalation
der Situation, und damit eine korperliche Gefahrdung des Kindes, im Raum gestanden.

Weiter gehende ordnungsrechtliche Malihahmen, z.B. in Form von Auflagen, halt die
Heimaufsichtsbehdrde anlasslich des gemeldeten Vorgangs nicht fur erforderlich und
unter Wahrung des Grundsatzes der Verhaltnismaligkeit nicht flr gerechtfertigt. Un-
abhangig vom konkreten Vorfall steht die Heimaufsichtsbehdrde mit der Stadt Regens-
burg als Tragerin in engem Austausch, um die Einrichtung fachlich weiterzuentwickeln
und ggf. an Veranderungen anzupassen. Im Rahmen der Beratungsfunktion findet ein
sténdiger Austausch Uber die mdglichen Weiterentwicklungen der Arbeitsablaufe statt.

Soweit der Geschaftsbereich des Staatsministeriums des Innern, fir Sport und Inte-
gration (StMI) betroffen ist, ist Folgendes mitzuteilen:

Im zeitlichen Zusammenhang zum Vorfall verstandigten Mitarbeitende des ,Menschen
in Not“-Schutzhauses den Polizeinotruf und meldeten den Vorfall.

Im Rahmen einer WE-Meldung (Meldung Uber ein wichtiges Ereignis) informierte das
Polizeiprasidium Oberpfalz u.a. das Lagezentrum Bayern sowie die Bezirksregierung
entsprechend vorgeschriebener Meldewege schriftlich und ca. 1,5 Stunden nach dem
Vorfall.

Der Gesamtsachverhalt ist Gegenstand derzeit noch andauernder kriminalpolizeilicher
Ermittlungen, sodass eine abschlieRende Bewertung zum jetzigen Zeitpunkt nicht
moglich ist. In Abhangigkeit zum Ermittlungsergebnis wird auch Uber ggf. zu ziehen-
de Konsequenzen beraten werden. Die betroffenen Stellen stinden hierzu in einem
engen Austausch. So habe bereits am 24. April 2024 eine Nachbesprechung der Ge-
schehnisse beim Jugendamt stattgefunden, an der u. a. Vertreter des Jugendamts, der
Jugendschutzstelle und der Kriminalpolizeiinspektion Regensburg teilgenommen haben.

Soweit der Geschéftsbereich des Staatsministeriums der Justiz (StMJ) betroffen ist,
ist Folgendes mitzuteilen:

Die Staatsanwaltschaft Regensburg erhielt durch die Polizei am 19. April 2024 Kennt-
nis von folgendem Sachverhalt:

An diesem Tag sei durch das Jugendamt die Inobhutnahme eines Jungen beschlossen
worden. Grund hierflir seien Hinweise auf mogliche Straftaten zum Nachteil des Kin-
des durch dessen Pflegeperson im Sinn von §44 Abs. 1 SGB VIII. Ein richterlicher
Beschluss fir die Inobhutnahme habe nicht vorgelegen. Das Jugendamt habe auf-
grund einer Gefahrdungsabschatzung gemaf § 8a SGB VIII gehandelt. Am Vormittag
des 19. April 2024 sei das Kind durch Mitarbeiter des Jugendamtes im Kindergarten
abgeholt und in das Kinderschutzhaus gebracht worden. In etwa zeitgleich habe sich
die Pflegeperson in das Kinderschutzhaus begeben, um dort im Biiro der zustandigen
Sachbearbeiterin die vorangegangene Mallnahme zu besprechen. Genau zu diesem
Zeitpunkt sei die Ubergabe des Kindes vom Fachdienst des Jugendamtes an die Er-
zieherin im Kinderschutzhaus erfolgt. Das Kind habe die Pflegeperson erkannt, als
diese das Gebaude betrat, und sei ihr ,in die Arme* gelaufen. Nach einer kurzen Dis-
kussion mit den dortigen Mitarbeitenden habe die Pflegeperson entgegen der Emp-
fehlung der Mitarbeitenden gemeinsam mit dem Kind die Einrichtung verlassen. Die
Mitarbeitenden hatten daraufhin die Polizei verstandigt.
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Zureichende tatsachliche Anhaltspunkte flir Straftaten, insbesondere fiir eine Ent-
ziehung Minderjahriger nach §235 Strafgesetzbuch (StGB) durch die Pflegeperson,
liegen nach Mitteilung der Staatsanwaltschaft Regensburg derzeit nicht vor, da eine
Ubernahme der Vormundschaft durch das Jugendamt nicht erfolgt war und eine Inob-
hutnahme nach §8a SGB VIII nicht die Stellung als Pfleger im Sinn von §235 StGB
begriindet (Minchener Kommentar zum StGB/Wieck-Noodt, 4. Aufl. 2021, StGB §235
Rn. 31f.,, beck-online, m.w.N.).

Im Ubrigen ist die Priifung des Sachverhalts durch die Staatsanwaltschaft noch nicht
abgeschlossen. Gepruft wird insbesondere, ob Anhaltspunkte fir andere Straftaten
zum Nachteil des Kindes bestehen.

21 Hat die Heimaufsicht bzw. Staatsregierung das Sicherheitskonzept
bei seiner Einfiihrung fiir ausreichend befunden bzw. genehmigt?

2.2 Falls die Heimaufsicht das Sicherheitskonzept und spitere Ande-
rungen genehmigt hat, gab es dafiir Bedingungen und, wenn ja, wie
lauten diese?

Die Fragen 2.1 und 2.2 werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Einrichtungen der (teil)stationaren Jugendhilfe bendtigen gemafR §45 Abs. 1 SGB VIII
grundsatzlich eine Betriebserlaubnis. Es besteht ein gesetzlicher Rechtsanspruch
auf Erteilung der Betriebserlaubnis, wenn das Wohl der Kinder und Jugendlichen in
der Einrichtung gewabhrleistet ist. Nach den Regelbeispielen des §45 Abs. 2 Satz 2
SGB VIl ist das Wohl der Kinder und Jugendlichen in der Einrichtung in der Regel ge-
wabhrleistet, wenn unter anderem zur Sicherung der Rechte und des Wohls von Kindern
und Jugendlichen in der Einrichtung die Entwicklung, Anwendung und Uberpriifung
eines Konzepts zum Schutz vor Gewalt, geeignete Verfahren der Selbstvertretung und
Beteiligung sowie der Moglichkeit der Beschwerde in persodnlichen Angelegenheiten
innerhalb und auRerhalb der Einrichtung gewahrleistet werden. Diese Voraussetzungen
wurden durch die Regierung der Oberpfalz als Heimaufsichtsbehérde geprift und als
vorliegend bejaht. Die raumlichen Gegebenheiten wurden neben allen weiteren kon-
zeptionellen und tatsachlichen Umstanden in die Gesamtbetrachtung einbezogen.

Stationare Einrichtungen missen konzeptionsabhangig gewahrleisten, dass den jun-
gen Menschen ein Zuhause gegeben wird und sie achtsam altersgemaR in ihrer Ent-
wicklung begleitet werden. Daneben ist Kern des padagogischen Handelns, dass den
Kindern und Jugendlichen vertrauensvolle und verlassliche Beziehungen angeboten
werden. Stationare Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe sollen fiir Kinder und
Jugendliche einen alternativen Lebensraum schaffen, der von padagogischer Be-
treuung gepragt ist. Hierbei sollen die Kinder geschitzt und nicht Giberwacht werden.

Der Einsatz von Sicherheitsdiensten in stationaren Einrichtungen der Kinder- und
Jugendhilfe ist daher grundsatzlich nicht vorgesehen. Gerade im betroffenen Kinder-
schutzhaus haben die padagogische Bewaltigung der hochgradig emotionalen Be-
lastungssituation der in Obhut genommenen Kinder sowie die Klarung weiterer Be-
darfe herausgehobene Bedeutung.
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3.1 Hat die Heimaufsicht bzw. Staatsregierung die Entscheidung, dass
ab 1. Januar 2024 tagsiiber kein Sicherheitsdienst mehr vor Ort ist,
genehmigt?

Far den Betrieb des Kinderschutzhauses wurde seitens der Regierung der Oberpfalz
als zusténdige Heimaufsichtsbehdrde aus unter Frage 2.2 erlduterten Erwagungen
kein Sicherheitsdienst als Auflage in der Betriebserlaubnis festgesetzt.

3.2 War der Heimaufsicht bzw. Staatsregierung bekannt, dass die Stadt
Regensburg die Pforte der Einrichtung bisher nicht besetzt hat?

Es war der Regierung der Oberpfalz als zustandiger Heimaufsichtsbehérde bekannt,
dass beim Gesamtgebaudekomplex ,Michlstift* kein Pfértner vorhanden ist.

41 Wie bewerten Heimaufsicht und Staatsregierung die aktuelle Sicher-
heitslage der Einrichtung (tagsiiber ohne Sicherheitsdienst und
Pforte)?

Der Einsatz von Sicherheitsdiensten ist in stationaren Einrichtungen der Kinder- und
Jugendhilfe grundséatzlich nicht vorgesehen. Dies gilt auch fur Einrichtungen zur In-
obhutnahme gemaR §42 SGB VIII. Bei stationaren Einrichtungen der Kinder- und
Jugendhilfe handelt es sich um padagogische Betreuungssettings mit dem Ziel der
Forderung der Entwicklung der jungen Menschen und deren Erziehung zu einer
selbstbestimmten, eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfahigen Personlichkeit
(vgl. §1 Abs. 1 SGB VIII). Auch vor dem Hintergrund dieser Zielsetzung wird in den
Einrichtungen eine groRtmdgliche ,Normalitat” des Aufwachsens angestrebt. Eine
(flucht)sichernde Funktion kommt stationaren Einrichtungen der Kinder- und Jugend-
hilfe generell nicht zu. Inwiefern ggf. im begriindeten Einzelfall zur Gewahrleistung des
strukturellen Kinderschutzes (bspw. aufgrund der 6rtlichen Gegebenheiten) von dieser
Grundhaltung abgewichen wird, obliegt der Entscheidung der zustandigen Regierung
als Heimaufsichtsbehorde. Diese sieht die Sicherheit der Kinder und Jugendlichen in
der Einrichtung als ausreichend gegeben an und verweist darauf, dass aufgrund der
angestrebten padagogischen Intention ein absolut schiitzender Rahmen im Sinne
einer umfassenden Uberwachung nicht anzustreben sei.

4.2 Ist die Einstellung eines Sicherheitsdienstes tagsiiber fiir den Zeit-
raum von 05.00 bis 19.00 Uhr geplant und, falls ja, ab wann?

Uber derartige Planungen der Stadt Regensburg als Einrichtungstrégerin liegen der
Regierung der Oberpfalz keine Erkenntnisse vor.

4.3 Istdie Besetzung der Pforte tagsiiber geplant und, falls ja, ab wann?

Nach dem Kenntnisstand der Regierung der Oberpfalz ist die Pforte seitens der Ein-
richtung nunmehr im Rahmen der vorhandenen personellen Ressourcen tagstber
besetzt.

51 Stimmt es, dass die Stadt Regensburg fiir die Beendigung der Be-
stellung eines Sicherheitsdienstes (tagsiiber) bzw. das Nichtbesetzen
der Pforte finanzielle Griinde angefiihrt hat?
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5.2 Wie beurteilt die Heimaufsicht bzw. Staatsregierung, dass Presse-
berichten zufolge die Stadt Regensburg erst mit den Mitteln des
Haushalts 2025 die Pforte tagsiiber besetzen mochte?

5.3 Ist nach Kenntnis der Heimaufsicht bzw. Staatsregierung die Stelle
fiir eine Pfortnerin bzw. einen Pfortner als Ersatz fiir den Wegfall des
Sicherheitsdienstes geplant gewesen oder ist die Stelle erst nach der
Entfiihrung fiir notwendig befunden worden?

Die Fragen 5.1 bis 5.3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Die Kinder- und Jugendhilfe ist von den Landkreisen und kreisfeien Stadten als
Pflichtaufgabe des eigenen Wirkungskreises eigenverantwortlich wahrzunehmen. Die
Kommunen tragen die Gesamt- einschlief3lich der Planungsverantwortung. In den An-
gelegenheiten des eigenen Wirkungskreises beschrankt sich die staatliche Aufsicht
darauf, die Erfullung der gesetzlich festgelegten und ibernommenen 6ffentlich-recht-
lichen Aufgaben und Verpflichtungen der Kommunen und die GesetzmaRigkeit ihrer
Verwaltungstatigkeit zu Uberwachen (sog. Rechtsaufsicht). Die Aufsichtsbehdrden
kdnnen weder das kommunale Handeln auf ZweckmaRigkeit Gberprifen noch kénnen
sie den Kommunen Weisungen erteilen.

Die fir die Erteilung der Betriebserlaubnis zustandige Regierung der Oberpfalz hat
im Rahmen des Betriebserlaubnisverfahrens geprift, ob das Kindeswohl in der Ein-
richtung gewahrleistet ist, und dies bejaht. Nach Erteilung der Erlaubnis hat die Heim-
aufsichtsbehorde nach den Erfordernissen des Einzelfalls zu Gberpriifen, ob die Voraus-
setzungen fir die Erteilung der Erlaubnis weiterbestehen — also ob das Wohl der Kinder
und Jugendlichen in der Einrichtung gewahrleistet ist — und die Erlaubnis ggf. wieder
aufzuheben oder mit nachtraglichen Auflagen zu versehen, §§45 Abs. 4, 7, 46 Abs. 1
SGB VIIl. Da die Heimaufsichtsbehoérde das Kindeswohl in der Einrichtung weiterhin
als gewahrleistet ansieht, wurden derartige MaRnahmen bisher nicht ergriffen.

Vor diesem Hintergrund bestehen bzgl. der sich abseits gesetzlich zwingender Vor-
gaben ergebenden kommunalen oder tragerseitigen Planungen staatlicherseits keine
naheren Kenntnisse und die Staatsregierung enthalt sich einer Bewertung.

6. Welche Sicherheitsvorkehrungen bzw. welches Sicherheitskonzept,
abseits der Besetzung des Eingangsbereichs durch einen Sicherheits-
dienst zwischen 19.00 und 05.00 Uhr, sind im Biirgerstift St. Michael
vorhanden?

Die Betreuung und Aufsicht der Kinder und Jugendlichen im Kinderschutzhaus wird
nach Angabe der Heimaufsichtsbehdrde ausschliellich durch paddagogisches Perso-
nal in bewusst hoher Qualifikation und in hohem zeitlichen Umfang rund um die Uhr
gewabhrleistet. Die Rdumlichkeiten der jeweiligen stationaren Einrichtungen in der Zu-
sténdigkeit der Heimaufsichtsbehdrde sind fiir sich abschlielbar. Neben abschlief3-
baren Haupt- und Nebeneingangen bestehen Kameratuberwachung und Klingeln mit
Gegensprechanlage. Das bestehende Sicherheitskonzept umfasst weitere, unter-
schiedlichste Aspekte bis hin zur Arbeitssicherheit.
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7. Was rat die Heimaufsicht bzw. Staatsregierung der Stadt Regensburg,
um sicherzustellen, dass mogliche weitere Entfiihrungen verhindert
werden, sowohl bis zur Einstellung eines Sicherheitsdienstes (tags-
liber) bzw. Besetzung der Pforte (tagsiiber) als auch danach?

Es wird auf die Antwort zu den Fragen 5.1 bis 5.3 verwiesen. Im Ubrigen wird die
Heimaufsichtsbehdrde die Stadt Regensburg als Tragerin der Einrichtung wie bisher
auch dabei unterstltzen, regelmaRig die Arbeitsabldufe und organisatorischen Sicher-
heitsvorkehrungen zu prufen und bei veranderten Rahmenbedingungen anzupassen.
Hierbei ist stets auch das Kindeswohl mit Blick auf die ,groRRtmdgliche Normalitat® fir
das Aufwachsen der Kinder mit dem Ziel der Férderung und der Entwicklung der jun-
gen Menschen zu berlcksichtigen.
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal Gberpruft. Die korrekte Zitierweise liegt in
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit kbnnen Internetadressen verkiirzt dargestellt sein.
Die vollstandige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version
des Dokuments direkt aufrufbar. Zusatzlich ist diese als Fulnote vollstandig dargestellt.

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und
der Ausschusse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsubersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen
zur Verfigung.


http://www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente
http://www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen
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	5.3	Ist nach Kenntnis der Heimaufsicht bzw. Staatsregierung die Stelle für eine Pförtnerin bzw. einen Pförtner als Ersatz für den Wegfall des Sicherheitsdienstes geplant gewesen oder ist die Stelle erst nach der Entführung für notwendig befunden worden?

	6.		Welche Sicherheitsvorkehrungen bzw. welches Sicherheitskonzept, abseits der Besetzung des Eingangsbereichs durch einen Sicherheitsdienst zwischen 19.00 und 05.00 Uhr, sind im Bürgerstift St. Michael vorhanden?
	7.		Was rät die Heimaufsicht bzw. Staatsregierung der Stadt Regensburg, um sicherzustellen, dass mögliche weitere Entführungen verhindert werden, sowohl bis zur Einstellung eines Sicherheitsdienstes (tagsüber) bzw. Besetzung der Pforte (tagsüber) als auch
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